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D) Die Tätigkeit zugunſten des kaufmänniſchen
Mittelſtandes .

½ % Die Hauptforderungen zugunſten des kaufmänniſchen
Mittelſtandes hat das Zentrum in folgendem Antrage niedergelegt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen : zur Erhaltung und Förderung
des kaufmänniſchen Mittelſtandes :
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I. alsbald Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche
1. die Wanderlager und Wanderauktionen in der Regel gänzlich ver⸗

boten werden ,
2. die Intereſſen des Gewerbeſtandes und des kaufenden Publikums

gegenüber den Abzahlungsgeſchäften mehr als bisher geſchützt
werden ,

3. die Forderungen der Kaufleute in der Konkursordnung wirkſamer
geſchützt werden ,

4. die für das Handwerk geltenden Vorſchriften auf die kaufmänniſche
Lehrlingsausbildung entſprechend ausgedehnt werden .

II. Maßnahmen zu treffen , welche
I. dem heimlichen Warenhandel wirkſamer entgegentreten ,
2. dem Kleinhandel in den Handelskammern eine ſtärkere Vertretung

ſichern ,
3. den Beamten und Offizieren des Reiches , der Einzelſtaaten und

Gemeinden die Leitung von Konſumvereinen und Warenhäuſern
unterſagen ,

4. Erhebungen über die Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes auf
dem Lande , in den kleinen , mittleren und größeren Städten unter
öffentlicher und kontradiktoriſcher Anhörung der verſchiedenen
Intereſſentengruppen in die Wege leiten . “

(J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 23)

Nachdem dieſe Fragen alleſamt im letzten !Reichstage beſprochen
worden waren , konnte der Abg . Jr ! ſich kurz faſſen in der Begrün⸗
dung . Staatsſekretär Dr . Delbrück betonte⸗

„ Ob man die Eröffnung eines Wanderlagers von der Bedürfnis⸗
frage abhängig machen kann , unterliegt der Prüfung . Ebenſo unterliegt es
der Prüfung , ob man die Erteilung von Wandergewerbeſſcheinen von dem
Nachweis des Bedürfniſſes abhängig machen kann . Dieſe Frage birgt aber
eine ganze Reihe außerordentlicher Schwierigkeiten in der Durchführbarkeit
in ſich.

Es iſt dann der Wunſch ausgeſprochen worden , daß man dem ſogenann⸗
ten heimlichen W arenhandel zu Leibe gehen möchte . Nun , meine
Herren , einen heimlichen Warenhandel, ſoweit er gewerbsmäßig betrieben
wird , ſoweit er alſo einen Umfang annimmt , daß er tatſächlich geeignet iſt ,
das legitime Gewerbe zu beſchränken , gibt es ja elgentläe⸗ nicht , inſofern , als
jeder , der ein Gewerbe betreiben will , dies § 14 der Gewerbeordnung
zu einem bei der Ortsbehörde zu führenden Regiſter anzumelden hat , und es
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wird zu prüfen ſein , ob man dieſe Regiſter im Verwaltungswege öffentli
machen kann oder nicht, und ob man , falls dieſe Frage zu Hedelien 10 50
übergehen ſollte , dieſen Regiſtern durch reichsgeſetzliche Beſtimmung die
Publizität zu geben
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Meine Herren, ich habe die Abſicht , um dieſe Frage zu klären und um
auch andere , das Kleingewerbe betreffende Fragen zu prüfen , demnächſt eine
Kommiſſion zuſammenzuberufen , welche die Frage erörtern ſoll , in welchem
Umfange eine Enquete über die Verhältniſſe des Kleingewerbes notwendig iſt ,
und mit welchen Mitteln man eventuell in der Lage ſein würde , ſie durch⸗
zuführen . “ ( 20. Sitzung vom 5. März 1912 . St . B. S. 480 )

78 . Das Wandergewerbe wird durch folgenden Zentrums⸗
antrag , der auch den Wünſchen der Hauſierer entſpricht ,
berührt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
I. Vereinbarungen der einzelnen Bundesſtaaten zwecks Herbeiführung einer

gleichmäßigen ſcharfen Handhabung der Beſtimmungen in 8 57 Ziffer 3
bis 4 der Reichs⸗Gewerbeordnung in die Wege zu leiten ;

I . die erforderlichen Maßnahmen zu treffen , durch welche
1. der Betrieb des Hauſierhandels durch Ausländer möglichſt ein⸗

geſchränkt , insbeſondere die Vorſchrift in Ziffer 7 der Bundesrats⸗
bekanntmachung vom 27. November 1896 aufgehoben wird ;
die „ ( Hauſieren für fremde Arbeitgeber ) verboten
wird ;

3. die Verwendung von Kindern beim Hauſierhandel mehr ein⸗
geſchränkt , insbeſondere die in § 62 Ziffer 3 der Reichs - Gewerbe⸗
ordnung feſtgeſetzte Altersſtufe von 14 Jahren auf wenigſtens
16 Jahre heraufgeſetzt wird ;

4. die Mitführung von Perſonen anderen Geſchlechts mit Ausnahme
der Ehegatten und nächſten Verwandten des Hauſierers ver⸗
boten wird . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 239 )

Abg . Jrl führte hierzu aus :

„ Wir bitten die oberen Verwaltungsbehörden der in Frage kommenden
Bezirke der Rheinpfalz , des Weſterwaldes , des Eichsfeldes , von Baden uſw. ,
einmal ernſtlich darüber nachzudenken , ob es nicht doch möglich wäre , daß die
dortige Bevölkerung nach und nach dazu übergeführt werden kann , auf irgend⸗
einem induſtriellen Gebiete tätig zu ſein und vielleicht ihre Erzeugniſſe auf
genoſſenſchaftlichem Wege an den Mann zu bringen , damit ſie nicht mehr
darauf angewieſen ſind , ihr Brot durch Hauſieren zu ſuchen . Wir können aus
dem angeführten Grunde auch nicht für den Antrag der Konſervativen
ſtimmen , das Alter für die Erlangung des Wandergewerbeſcheins auf 45 Jahre
heraufzuſetzen . Wir ſind der Anſicht , daß dieſe Maßregel momentan zu hart
wäre , daß aber unſer Antrag für die Zukunft dieſem Mißſtande wirkſamer
entgegentritt . Ganz beſonders aber wünſchen wir ein Verbot der Erteilung
von Wandergewerbeſcheinen an Firmen , die fremde Perſonen eigens zum
Hauſieren anſtellen , welche ſogenannte Lohnhauſierer beſchäftigen , ( ſehr richtigl
im Zentrum ) ſei es nun gegen feſtes Gehalt oder gegen Proviſion . In einem
Münchener Blatt war im vorigen Jahre behauptet , daß eine einzige Firma
in München über 200 Legitimationskarten für ihre Reiſenden (hört ! hört !
im Zeutrum ) — Reiſende hat es geheißen , das waren aber nur Hauſierer ! —

verlangt und dieſe Karten auch erhalten hat . Es wird dabei bemerkt : Das
tut der Münchener Magiſtrat ſeinen Bürgern an ! So ſchont er die Exiſtenz
der eingeborenen Geſchäftsleute . Ich glaube , die Münchener Geſchäftsleute
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kommen dabei weniger in Frage , auch nicht die Geſchäftsleute in anderen
Großſtädten , ſondern die in der Provinz anſäſſigen Geſchäftsleute , wo die
Waren verhauſiert werden , haben den Schaden .

Ganz beſonders ſtreng ſollte darauf geſehen werden , daß Kinder und
junge Leute nicht zum Hauſieren verwendet und geradezu dazu abgerichtet
werden . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Es iſt ja widerſinnig , wenn z. B. ein
Landwirt beſtraft wird , weil er ſchulpflichtige Kinder zum Milchaustragen
beſchäftigt , während andererſeits in den Großſtädten Kinder hauſieren gehen
dürfen . Wenn dann die Kinder ſpäter nichts lernen , und wenn ſchon junge
Leute zum Hauſieren mitverwendet werden , dann können ſie freilich auf andere
Weiſe ihr Fortkommen nicht finden . ( Sehr richtigl im Zentrum . ) Dann
können wir aber auch mit Recht verlangen , daß der § 56b Abſ . 2 der Ge⸗
werbeordnung mehr zur Anwendung gelangt . Es macht einen ſonderbaren
Eindruck , wenn man allwöchentlich bei uns in Bayern in der Zeitung lieſt ,
daß die Bauern und die Kleingütler beſtraft werden wegen der Verordnungen ,
die zum Schutz gegen die Verbreitung der Maul - und Klauenſeuche getroffen .
werden , wenn man lieſt , daß Bauernverſammlungen verboten werden wegen
der Gefahr , die Seuche zu verſchleppen , wenn man ſieht , daß durch Nicht —
abhaltung der Viehmärkte die Geſchäftsleute empfindlich geſchädigt werden ,
( ſehr richtig ! im Zentrum ) wie aber andererſeits jüdiſche Hauſierer und
Viehhändler ein ſtetes Wanderlager von Vieh unterhalten dürfen . “ ( Sehr
richtig ! l im Zentrum . ) ( 19. Sitzung vom 4. März 1912 . St . B. S. 430 )

79 . Eine beſondere Berufsgenoſſenſchaft für den Detailhandel
fordert folgende Reſolution des Zentrums :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , auf Grund der Artikel 43, 44
des Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung eine beſondere Be —

rufsgenoſſenſchaft für den der Unfallverſicherung unterliegenden Detailhandel
zu errichten . “ (J. Seſſ . 1912 . D. S. Nr . 216 )

Abg . Aſtor führte zur Begründung aus :

„ Sie glauben aber auch gar nicht , welch große Mißſtimmung und
welcher Unwille in den beteiligten Kreiſen über die unnatürliche Angliederung
an die Lagereiberufsgenoſſenſchaft herrſcht . Dieſe Situation hat ja auch kein
Geſetz geſchaffen , auch der Bundesrat hat nicht in den Kreis der Lagerei⸗
berufsgenoſſenſchaft , die doch im Jahre 1886 als eine reine Speditionsberufs⸗
genoſſenſchaft gegründet worden iſt , die Handelsgeſchäfte mit Lagereibetrieb
einbezogen . Erſt die fortſchreitende Rechtſprechung des Reichsverſicherungs⸗
amtes hat den Verſicherungskreis auf die genannten Betriebe erweitert . Aus
dieſen ( vom Redner angeführten ) Zahlen ſpringt doch klar in die Augen , worauf
die erwähnten Eingaben der Detailliſtenverbände hinweiſen : erſtens die außer⸗
ordentlich niedrige Gefahrenbelaſtung des Detailhandels , zweitens die außer⸗
ordentlich hohe Verſchiedenheit der Gefahrenbelaſtung der drei Gruppen und
drittens die unnatürlich hohe Generalunkoſtenbelaſtung der Detailbetriebe .
Neuerdings hat eine Aufſtellung ergeben , daß die 44 600 der Lagereiberufs⸗
genoſſenſchaft angeſchloſſenen Detailbetriebe jährlich mehr als eine Viertel⸗
million Beiträge zu viel bezahlt haben . Kein Wunder , meine Herren , daß die
Großbetriebe und die Spediteure den ſie ſo nett pekuniär unterſtützenden kleinen
Mann nicht gern entbehren und auch nicht gern ſcheiden ſehen und deshalb alle

Anſtrengungen machen , daß dieſe Gruppe bei ihnen verbleiben ſoll . Man

ſollte nun erwarten , daß gegenüber dieſer ſchreienden Belaſtung des Klein⸗
handels die Lagereiberufsgenoſſenſchaft durch Aufſtellung eines vollſtändig
gerechten Gefahrentarifs Wandel ſchaffen würde . Aber weit davon entfernt
begnügte ſie ſich, in dem der diesjährigen Genoſſenſchaftsverſammlung wegen
Ablaufs der Tarifperiode zur Beſchlußfaſſung vorzulegenden neuen Gefahren —
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tarif die Geſamtziffer für Detail und Engros nach wie vor gemeinſam feſt⸗
zuſtellen , anſtatt , wie es doch das natürlichſte wäre , dieſe beiden ſo ganz ver⸗
ſchiedenen Gruppen getrennt zu tarifieren . Und nicht genug damit , lehnt ſie
es ſogar ab, die ſchwer unfallgefährlichen Zugaben , wie Fuhrwerk , Auto ,
Fahrſtuhl , Hebezeug , Schiffsbetriebe uſw. , wie das andere Berufsgenoſſen⸗
ſchaften tun , mit beſonderen Gefahrziffern zu belegen . Die Detailgeſchäfte
müſſen alſo die ſchweren Unfälle von Engros und Spedition mit' tragen
helfen , und die kleinen Ladengeſchäfte müſſen außerdem noch die Fuhrwerks⸗
und Fahrſtuhlunfälle der großen Betriebe mitbezahlen . “

( 32. Sitzung vom 21. März 1912 . St . B. S. 890 )
Die Regierung nahm eine entgegenkommende Haltung ein .

80 . Die Konkurrenz der Offiziers⸗Kaſinos und Beamten⸗

Konſumvereine behandelten die Abgg . Erzberger ( Kieler Offiziers⸗
Konſum ) und Irl , welcher betonte :

„ Es iſt gar nicht zu verhindern , daß Eiſenbahn - und Poſtbeamte , Tele⸗
phonbeamte und dergleichen im Dienſte Kenntniſſe von diskreten Bezugsquellen
der Kaufleute und von Geſchäftsgeheimniſſen erhalten ; es iſt gar nicht zu ver⸗
hindern , daß dieſe Beamten dadurch gegenüber dem frei im Erwerb ſtehenden
Geſchäftsmann weit im Vorteil ſind ; es iſt nicht zu verhindern , daß , wenn
dieſe Beamten bei einem Konſumverein beteiligt ſind , dieſer Vorteil miß⸗
braucht werden kann . Es iſt auch nicht zu verhindern , daß Beamte , welche zu⸗
gleich an der Leitung eines Konſumvereins mitbeteiligt ſind , auch während
der Dienſtzeit ihre Gedanken beim Konſumvereinsgeſchäft haben , namentlich
wenn es ſich um größere Abſchlüſſe handelt . ( Zuruf von den Sozialdemo⸗
kraten : Schrecklichl ) Ja , für die Herren Sozialdemokraten iſt ſo etwas nicht
ſchrecklich , aber für den gewerblichen Mittelſtand iſt es ſchrecklich . ( Sehr wahr !
im Zentrum . ) Dafür werden die Herren Beamten nicht bezahlt . Die Be⸗
amten haben vor den übrigen Staatsbürgern ſo viel voraus , daß man nicht
ſagen kann , ſie würden dadurch Staatsbürger zweiter Klaſſe , wenn man ihnen
die Leitung von Konſumvereinen verbietet . “

( 19. Sitzung vom 4. März 1912 . St . B. S. 463 )
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